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Drucksache V/4310 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Juni 1969 

III/l — 68070 — E — As 2/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Assoziationspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der 
Sonderbestimmungen, die bei der Einfuhr von unter die 
Verordnung Nr. 160/66/EWG fallenden Waren mit Ursprung 
in Marokko in die Mitgliedstaaten angewandt werden 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der 
Sonderbestimmungen, die bei der Einfuhr von unter die 
Verordnung Nr. 160/66/EWG fallenden Waren mit Ursprung 
in Tunesien in die Mitgliedstaaten angewandt werden. 


Das Assoziierungsabkommen mit Marokko und Tunesien ist 
bereits mit einem Schreiben vom 1. April 1969 — III/ 1 — 68070 
— 5783/69 — übersandt worden. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. Mai 1969 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Atloinvertrieb : Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Sonderbestimmungen, die bei der Einfuhr 
von unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG fallenden Waren 
mit Ursprung in Marokko in die Mitgliedstaaten angewandt 

werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Verordnung Nr. 160/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über die Einführung 
einer Handelsregelung für bestimmte landwirtschaft- 
liche Verarbeitungserzeugnisse ^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2099/68 ^), insbe- 
sondere auf Artikel 17 a, auf Vorschlag der Kommis- 
sion, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 3 des Anhangs 1 des am 31. März 
1969 in Rabat Unterzeichneten Abkommens über die 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und dem Königreich Marokko muß die 
Gemeinschaft unter Vorbehalt der Erhebung eines 
gemäß Artikel 12 der Verordnung Nr. 160/66/EWG 
festgesetzten beweglichen Teilbetrages alle notwen- 

b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 195 
vom 27. Oktober 1966, S. 3361/66 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 309 
vom 24. Dezember 1968, S. 3 


digen Maßnahmen ergreifen, damit der feste Teil- 
! betrag bei der Einfuhr der unter diese Verordnung 
fallenden Waren mit dem Ursprung in Marokko 
nicht erhoben wird — 

FIAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bei der Einfuhr in die Gemeinschaft von Waren 
mit dem Ursprung in Marokko, die unter die Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG fallen, wird: 

a) kein fester Teilbetrag erhoben, 

j b) ein beweglicher Teilbetrag erhoben, der gemäß 
Artikel 12 dieser Verordnung festgesetzt wird. 

Artikel 2 

j Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
I bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
I Staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Artikel 3 des Anhangs 1 des am 31. März 1969 in 
Rabat Unterzeichneten Abkommens über die Asso- 
ziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und dem Königreich Marokko sieht vor, 
daß die Gemeinschaft unter Vorbehalt der Erhebung 
eines beweglichen Teilbetrages, der gemäß Arti- 
kel 12 der Verordnung Nr. 160/66/EWG festgesetzt 
wird, alle notwendigen Maßnahmen vorsehen muß, 
damit der feste Teilbetrag bei der Einfuhr der Waren 
mit dem Ursprung in Marokko, die unter diese Ver- 
ordnung fallen, nicht erhoben wird. 

Dieser Vorschlag einer Verordnung ist auf Artikel 
17 a der Verordnung Nr. 160/66/EWG gestützt, der 
es dem Rat erlaubt, Sonderbestimmungen für den 
zwischen den Mitgliedstaaten und bestimmten Staa- 
ten, Ländern und Gebieten im Rahmen einer Son- 
derregelung abgewickelten Handel zu erlassen. Er 
hat zum Zweck, diese Verpflichtung der Gemein- 
schaft gegenüber dem Königreich Marokko in die 
Tat umzusetzen. 


4 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4310 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Sonderbestimmungen, die bei der Einfuhr 
von unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG fallenden Waren 
mit Ursprung in Tunesien in die Mitgliedstaaten angewandt 

werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Verordnung Nr. 160/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über die Einführung 
einer Handelsregelung für bestimmte landwirtschaft- 
liche Verarbeitungserzeugnisse zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2099/68^), insbe- 
sondere auf Artikel 17 a, auf Vorschlag der Kom- 
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 3 des Anhangs 1 des am 28. März 
1969 in Tunis Unterzeichneten Abkommens über die 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Republik Tunesien muß die 
Gemeinschaft unter Vorbehalt der Erhebung eines 
gemäß Artikel 12 der Verordnung Nr. 160/66/EWG 
festgesetzten beweglichen Teilbetrages alle not- 


•^) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. 195 
vom 27. Oktober 1966, S. 3361/66 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 309 
vom 24. Dezember 1968, S. 3 


wendigen Maßnahmen ergreifen, damit der feste 
Teilbetrag bei der Einfuhr der unter diese Ver- 
ordnung fallenden Waren mit dem Ursprung in 
Tunesien nicht erhoben wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

I Bei der Einfuhr in die Gemeinschaft von Waren 
I mit dem Ursprung in Tunesien, die unter die Ver- 
1 Ordnung Nr. 160/66/EWG fallen, wird: 

a) kein fester Teilbetrag erhoben, 

b) ein beweglicher Teilbetrag erhoben, der gemäß 
Artikel 12 dieser Verordnung festgesetzt wird. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Artikel 3 des Anhangs 1 des am 28. März 1969 in 
Tunis Unterzeichneten Abkommens über die Asso- 
ziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Republik Tunesien sieht vor, 
daß die Gemeinschaft unter Vorbehalt der Erhebung 
eines beweglichen Teilbetrages, der gemäß Arti- 
kel 12 der Verordnung Nr. 160/66/EWG festgesetzt 
wird, alle notwendigen Maßnahmen vorsehen muß, 
damit der feste Teilbetrag bei der Einfuhr der Wa- 
ren mit dem Ursprung in Tunesien, die unter diese 
Verordnung fallen, nicht erhoben wird. 

Dieser Vorschlag einer Verordnung ist auf Arti- 
kel 17 a der Verordnung Nr, 160/66/EWG gestützt, 
der es dem Rat erlaubt, Sonderbestimmungen für 
den zwischen den Mitgliedstaaten und bestimmten 
Staaten, Ländern und Gebieten im Rahmen einer 
Sonderegelung abgewickelten Handel zu erlassen. 
Er hat zum Zweck, diese Verpflichtung der Gemein- 
schaft gegenüber der Republik Tunesien in die Tat 
umzusetzen. 
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